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MANNHEIM - Der Widerstand hat
seine Heimat im Kreis Ravensburg.
Stefan Ertle aus Leutkirch, Brigitte
Reuther aus Bad Waldsee und weite-
re Mitstreiter empfanden es 2011 als
zutiefst ungerecht, dass Eltern auf
dem Land für die Bildung ihrer Kin-
der tief in die Tasche greifen müssen.
Mit ihrem Protest sind sie am Diens-
tag vor dem Verwaltungsgerichtshof
in Mannheim angekommen. Hoff-
nung darauf, dass die Eltern bald
nichts mehr für den Schulbus zahlen
müssen, haben ihnen die Richter ge-
nommen. Damit will sich Stefan Ertle
aber nicht abfinden – er will die Ver-
einten Nationen anrufen.

Zu Bildungsgerechtigkeit gehört
laut Ertle der freie Zugang zur pas-
senden Schule. Der teure Bustrans-
port im ländlichen Raum stehe die-
sem Ziel im Weg, gerade wenn die
Fahrten die Grenzen von Kreisen und
Verkehrsverbünden überschreiten.
Um dagegen zu kämpfen, haben Ertle
und seine Mitstreiter 2013 die Initiati-
ve „Eltern für Elternrechte Baden-
Württemberg“ gegründet.

Knapp 200 Millionen Euro zahlt
das Land den Kreisen für die Schüler-
beförderung. Die Eltern legen nach
eigenen Erhebungen 235 Millionen
obendrauf. Das deckt sich mit Zahlen
des Landkreistags, sagt Vize-Haupt-
geschäftsführerin Nathalie Münz am
Rande der Verhandlung in Mann-
heim. Der Eigenanteil der Eltern rei-
che längst nicht, um die Kosten zu de-
cken, sagt sie. Das Defizit der Land-
kreise betrage jährlich 65 Millionen
Euro. Die Eltern verweisen derweil
auf andere Länder, in denen die
Transportkosten deutlich günstiger
sind. In Hessen etwa zahlen Eltern
365 Euro pro Jahr für ein Schülerti-
cket, das allerdings jederzeit und lan-
desweit gilt. In Bayern sei der Schü-
lertransport bis zu einem gewissen
Alter sogar kostenlos, betont Ertle.

Hohe Kosten für Familien
Nicht so im Südwesten. Familie Eck-
hardt aus Waldenbuch im Kreis Böb-
lingen zahlt für ihre beiden Töchter je
117 Euro pro Monat, damit diese zur
Geschwister-Scholl-Gemeinschafts-
schule nach Tübingen pendeln kön-
nen. Diese besucht auch Jedidja
Frank aus Waldenbuch. „Das ist nicht
weit“, sagt Mutter Damaris Frank,
„kostet aber unheimlich viel Geld.“
Für Jedidjas Busfahrten zahlt die Fa-
milie knapp 900 Euro pro Jahr, hinzu
kommen Kosten für die Tochter, die
eine andere Schule besucht. 

Von einer Chancengleichheit bei
Bildung kann wegen der hohen Fahrt-
kosten keine Rede sein, betont die
Initiative Elternrechte. Ein Gutach-

ten des renommierten Verfassungs-
rechtlers Thomas Würtenberger
stützt dies. Das Verwaltungsgericht
Sigmaringen folgte den Argumenten
der Eltern 2017 jedoch nicht. Stellver-
tretend hatte die Familie Keck gegen
den Kreis Tübingen geklagt – mit Un-
terstützung der Initiative.

Am Dienstag befasste sich nun in
zweiter Instanz der Verwaltungsge-
richtshof damit. Auch Ertle und seine
Mitstreiter waren da, die Familien
Frank und Eckhardt ebenso. Was sie
hörten, machte wenig Mut. Der Vor-
sitzende Richter Andreas Ernst
sprach zwar von einer „vorläufigen
Rechtsauffassung“, das Urteil folge in
zwei Wochen. Die Tendenz ist aber
eindeutig: Ein Recht auf kostenfreien
Transport zur Schule lasse sich nir-

gends ableiten – weder von der Lan-
desverfassung, noch von nationalem
oder internationalem Recht.

Kostenloser Zugang zu Bildung 
Auf letzteres hatten sich die Eltern
bei der Klage berufen, nämlich auf
den internationalen Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle
Rechte, den die Vereinten Nationen
1966 beschlossen haben und der auch
für Deutschland gilt. So müsse Unter-
richt, also der direkte Zugang zu Bil-
dung, kostenfrei sein, betonte Rich-
ter Ernst. „Es lässt sich aber nicht ent-
nehmen, dass daraus keinerlei Kos-
ten entstehen dürfen.“ Auch aus der
UN-Kinderrechtskonvention dürfte
sich keine kostenlose Schülerbeför-
derung ableiten lassen, so Ernst.

Mutter Wiebke Eckhardt zeigte
sich enttäuscht. „Es kann nicht sein,
dass ein Land nicht mehr in seine Ju-
gend investiert“, sagte sie. „Wir füh-
len uns nicht ernst genommen.“ Für
Rechtsanwalt Thomas Würtenber-
ger, Sohn des gleichnamigen Verfas-
sungsrechtlers, ist nach der Verhand-
lung klar: „Das Urteil wird zugunsten
des Landkreises fallen.“ Eine kosten-
freie Schülerbeförderung ist weiter
nicht in Sicht. Ein Rückschlag für den
Elternaktivisten Ertle, entmutigen
lassen will er sich davon indes nicht.
„Wir gehen nach New York“, sagt er.
Dort sollen die Vereinten Nationen
bewerten, ob Deutschland seinen
Kindern Chancengleichheit in der
Bildung gewährt. Das hält auch An-
walt Würtenberger für denkbar.

Eltern wollen Vereinte Nationen anrufen

Von Kara Ballarin
●

Die „Initiative Elternrechte“ streitet für kostenlose Schulbusfahrten. Nun
droht eine Niederlage vor dem baden-württembergischen Verwaltungs-
gerichtshof in Mannheim. FOTO: DPA

Verwaltungsgerichtshof kann kein Recht auf kostenfreie Busfahrten zur Schule erkennen

STUTTGART - 36 Sägewerksbesitzer
fordern vom Land 416 Millionen Eu-
ro Schadenersatz. Der Grund: Sie
hätten jahrelang überhöhte Preise
für Holz gezahlt, weil das Land den
Markt im Südwesten beherrscht ha-
be. Muss das Land zahlen, wäre das
eine erhebliche Belastung für den
Haushalt. Zum Vergleich: Pro Jahr
steckt Baden-Württemberg zum Bei-
spiel 250 Millionen in den Woh-
nungsbau, 2020 und 2021 stehen al-
len Ministerien zusammen rund 300
Millionen Euro für neue Projekte zur
Verfügung. Das zuständige Agrarmi-
nisterium sagte am Dienstag, man
müsse die Klage zunächst prüfen.

Die Kläger werden von der
Rechtsanwaltskanzlei Quinn Ema-
nuel vertreten. Laut der Anwälte ver-
arbeiten ihre Mandanten über die
Hälfte des baden-württembergi-
schen Rundholzes. Deren Namen
teilte die Kanzlei nicht mit.

Hintergrund der Klage ist ein
Streit um die Forstverwaltung in Ba-
den-Württemberg. Seit Jahrzehnten
hatten Mitarbeiter im Landesdienst
Wälder von Privaten, Städten und
Landkreisen bewirtschaftet sowie
deren Holz verkauft. Dafür verlang-
ten sie zwar Gebühren, die aber nicht
kostendeckend waren. An dieser
Praxis übt das Kartellamt seit über
zehn Jahren Kritik. Die niedrigen Ge-
bühren seien wie versteckte Zu-

schüsse an die Waldbesitzer zu wer-
ten. Das sei ein erheblicher Nachteil
für andere Anbieter von Holz, die
Personal zu marktüblichen Preisen
einstellen müssten. Letztlich verhin-
dere das Modell, dass sich ein Holz-
markt entwickle, so die Behörde. 

„Sägewerke, die auf Rundholz an-
gewiesen sind, kamen am Land kaum
vorbei. Nennenswerten Wettbewerb
auf Anbieterseite gab es nicht. Und
dass sich das Fehlen von Wettbewerb
negativ auf die Preise auswirkt, ist ei-
ne Gewissheit, die inzwischen sogar
Eingang in das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen gefunden
hat“, so der Rechtsanwalt Rüdiger

Lahme zur Klage seiner Mandanten. 
Das Land verkauft allerdings seit

2008 immer weniger Holz von Drit-
ten und hat mittlerweile eine Reform
der kompletten Forstverwaltung be-
schlossen – auch, weil das neue Bun-
deswaldgesetz dies erforderlich
machte. Außerdem schien es 2018
höchstrichterliche Entwarnung zu
geben. Der Bundesgerichtshof
(BGH) entschied: Die Forstverwal-
tung in Baden-Württemberg darf so
bleiben, wie sie ist. Minister Peter
Hauk (CDU) feierte das als Sieg. Der
BGH gab dem Land aber nicht inhalt-
lich Recht. Die Entscheidung fiel aus
formalen Gründen. Das Kartellamt

hatte nach Ansicht der Karlsruher
Richter Formfehler im Verfahren be-
gangen.

Deswegen räumten Juristen den
Sägewerksbetreibern schon damals
gute Chancen für ein Klage ein. Da-
ran änderte die Forstreform nichts,
denn diese tritt erst 2020 in Kraft –
und macht mögliche zurückliegende
Wettbewerbsverstöße nicht wett. 

Die Säger haben einen Prozessfi-
nanzierer gefunden, der die Kosten
des Rechtsstreits mitträgt. Gewin-
nen die Kläger, wird er am Schadens-
ersatz beteiligt. Offenkundig hält al-
so auch der Investor den Rechtsstreit
für aussichtsreich.

Die Anwälte bezeichnen die ge-
forderte Summe von 416 Millionen
Euro als verhältnismäßig niedrig an-
gesetzt. Interne Berechnungen zum
Schaden seien noch höher ausgefal-
len. „Es kommt den Sägern darauf an,
auch in Zukunft gut mit dem Land
zusammenzuarbeiten“, so Lahme.
Doch wenigstens ein Teil der Schä-
den müsse ersetzt werden, einige Be-
triebe hätten wegen finanzieller Ein-
bußen sogar aufgeben müssen. 

Dass sich bislang noch keiner der
Kläger öffentlich geäußert hat, liegt
wohl auch daran, dass viele um ihr
Verhältnis zum Land fürchten. Denn
dem gehört ein Viertel der Wälder im
Südwesten. Deren Holz verkauft das
Land weiter selbst. Wann der Pro-
zess vor dem Landgericht eröffent
wird, ist noch offen.

Viel Holz
Sägewerke fordern 416 Millionen vom Land, weil es den Markt lange beherrscht habe

Ein Viertel der Wälder im Südwesten gehört der Landesregierung. Private
Sägewerke fühlen sich seit Langem von der starken Marktposition des
Landes benachteiligt. FOTO: DPA

Von Katja Korf
●

STUTTGART (lsw) - Die
Kommunen bekommen
vom Land mehr Unterstüt-
zung etwa beim Bau von
Straßen und Radwegen:
Das Kabinett hat einen
Gesetzentwurf zur För-
derung kommunaler In-
frastruktur mit jährlich
320 Millionen Euro freige-
geben. Das ist fast eine
Verdopplung der bisheri-
gen Mittel. 

Mit dem „Landesgemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz“ will
das Land Kommunen beim Stra-
ßenbau, ÖPNV und bei Rad- und
Fußverkehrsprojekten unterstützen.
Dabei sollen etwa 60 Prozent der
Fördermittel in den öffentlichen
Verkehr sowie den Fuß- und Rad-
verkehr und 40 Prozent in den
herkömmlichen Straßenbau flie-

ßen. Damit habe die Ko-
alition die Notwendigkeit
anerkannt, dass gerade
auch auf kommunaler
Ebene umwelt- und klima-
freundlich umgebaut wird,
sagte Verkehrsminister
Winfried Hermann (Grü-
ne). Der Klimaschutz
werde in den Zielbestim-
mungen des Gesetzes
verankert. 

Der Entwurf sieht vor, dass das
Land 50 Prozent der Kosten eines
Projekts übernimmt. In bestimmten
Fällen kann dieser Anteil auf 75
Prozent steigen, etwa, wenn es um
Klimaschutz und Barrierefreiheit
geht. Zudem will das Land künftig
auch Planungskosten der Kom-
munen bezuschussen, was be-
sonders ÖPNV-Projekten zugute
kommen soll. 

Kurz berichtet
●

Land gibt Kommunen doppelt so viel Geld
für Straßen und öffentlichen Nahverkehr

Winfried Her-
mann FOTO: DPA

EU-Kommission kritisiert
Lkw-Blockabfertigung
BRÜSSEL/BERLIN (dpa) - Die EU-
Kommission hat die umstrittene
Blockabfertigung für Lastwagen an
der Grenze nach Österreich klar
kritisiert. „Wir haben die Behörden
in Österreich darüber informiert,
dass wir die häufige Anwendung
der Maßnahme missbilligen“, heißt
es in einem Schreiben von EU-
Kommissarin Violeta Bulc an die
deutsche und die italienische Re-
gierung. Durch die häufige und
systematische Anwendung der
Maßnahme werde der freie Waren-
verkehr sowie der freie Dienst-
leistungsverkehr eingeschränkt.
Italien und Deutschland hatten sich
in einem Schreiben an Bulc über die
Blockabfertigung auf dem Bren-
nerkorridor beschwert.

Bahn verteidigt 
Kapazität von Stuttgart 21
RAVENSBURG (sz) - Ein 21-Jähriger,
der in der Nacht zum 13. Januar in
Biberach einen 17-Jährigen mit
einem Messerstich in den Hals
tödlich verletzt haben soll, muss
sich seit Dienstag vor dem Land-
gericht Ravensburg verantworten. 
Die Anklage lautet auf „Vollrausch“,
nachdem der damals 20-jährige
Angeklagte zur Tatzeit mehr als 2,8
Promille im Blut hatte. In einer
Erklärung an die Eltern des Opfers
ab sagte er, er bedauere die Tat
zutiefst. Die Tat vor einer Diskothek
„geschah aus dem Nichts, von null
auf hundert“, sagte Oberstaats-
anwalt Wolfgang Angster.

Polizisten päppeln 
entkräftete Lämmer auf
SCHWÄBISCH GMÜND (lsw) - Poli-
zisten haben in Schwäbisch Gmünd
(Ostalbkreis) drei entkräftete Läm-
mer mit der Flasche aufgepäppelt.
Ein Passant hatte die durstigen und
von der Hitze geschwächten Waisen
gefunden, teilte die Polizei am
Dienstag mit. Beamte nahmen sich
am Sonntag der Tiere an. Später
kamen die Lämmer auf eine Tier-
auffangstation.

Land will Fahrverbote für
Euro-5-Diesel verhindern
STUTTGART (lsw) - Trotz der An-
drohung eines weiteren Zwangs-
geldes will die grün-schwarze Lan-
desregierung nach wie vor groß-
flächige Fahrverbote für Euro-5-
Diesel in Stuttgart verhindern.
Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann und Verkehrsminister
Winfried Hermann (beide Grüne)
verwiesen am Dienstag in Stuttgart
auf die zahlreichen Maßnahmen zur
Luftreinhaltung. Diese zeigten
Wirkung. Man gehe davon aus, dass
es kein flächenhaftes Fahrverbot
brauche, sagte Hermann. Kret-
schmann verwies darauf, dass die
Belastung mit Stickstoffdioxid am
besonders belasteten Neckartor in
den ersten fünf Monaten des Jahres
im Mittel bei 57 Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft gelegen habe.
Damit sei eine deutliche Absenkung
erreicht worden.

Männer sollen Kampfhunde
auf Jungen gehetzt haben
LEIMEN (lsw) - Weil sie in Leimen
(Rhein-Neckar-Kreis) zwei Kampf-
hunde auf einen 15 Jahre alten Ju-
gendlichen gehetzt haben sollen,
sind zwei Männer im Alter von 16
und 22 Jahren festgenommen wor-
den. Wie die Polizei am Dienstag
mitteilte, sitzt der 16-Jährige in Haft.
Der Haftbefehl gegen den 22-jäh-
rigen Tatverdächtigen wurde gegen
Auflagen außer Vollzug gesetzt. Bei
der Hundeattacke am 10. Juni erlitt
der Jugendliche schwerwiegende,
teilweise entstellende Gesichts-
verletzungen. Die Hunde – zwei
American Staffordshire Terrier –
wurden ins Tierheim gebracht. Sie
waren bei dem Angriff nicht ange-
leint und ohne Maulkorb. 

Eisenmann will Zentralabi
für ganz Deutschland
STUTTGART (lsw) - Mit unter-
schiedlichen Standards beim Abitur
soll laut Baden-Württembergs Kul-
tusministerin Susanne Eisenmann
langfristig Schluss sein. Die CDU-
Politikerin sagte dem Redaktions-
netzwerk Deutschland: „Wir brau-
chen in Deutschland innerhalb von
fünf bis zehn Jahren ein zentrales
Abitur und auch für andere Schul-
abschlüsse zentrale Prüfungen.“
Dies heiße für das Abitur: „Am
Ende muss es nicht nur deutsch-
landweit dieselben Prüfungsauf-
gaben geben, sondern auch ein-
heitliche Regeln dafür, welche
Fächer ins Abitur eingebracht wer-
den.“ 

Hilfe für die geschwächten Lämm-
chen. FOTO: POLIZEI
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Das Urteil steht noch aus,
doch nach der Verhand-
lung am Dienstag vor

dem Verwaltungsgerichtshof ist
klar: Die Eltern in Baden-Würt-
temberg werden auch weiter für
die Busfahrten ihrer Kinder zur
Schule zahlen müssen. Das mag
rechtlich stichhaltig begründet
sein – doch es ist ungerecht.

Dabei geht es nicht um die El-
tern mit sehr vielen Kindern oder
um jene mit kleinem Einkom-
men. Für sie gelten bereits Aus-
nahmen. Es geht um die Durch-
schnittsfamilie mit mittlerem
Einkommen. Die überlegt sich
ernsthaft, ob sie ihr Kind in die
nächstgelegene Schule gibt, weil
der Transport deutlich günstiger
ist – oder eben in die passende
Schule, die die Fähigkeiten des
Kindes am besten fördert.

Es sei nicht geplant, den Ei-
genanteil der Eltern am Schüler-
transport zu streichen, erklärt
ein Sprecher von Verkehrsmi-
nister Winfried Hermann. Wenn
gleichwertige Lebensverhältnis-
se in der Stadt und auf dem Land
indes das Ziel sind, so wie es in
der Landesverfassung steht,
sollte Grün-Schwarz dies über-
denken.

●» k.ballarin@schwaebische.de
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●

Von 
Kara Ballarin

Das ist
ungerecht


